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In Chile sind am Wochenende die 
Auseinandersetzungen zwischen 
Regierungsgegnern und dem Re-

gime von Präsident Sebastián Piñera 
eskaliert, mindestens drei Menschen 
wurden getötet. Der Staatschef rief für 
Santiago und Valparaíso sowie drei Pro-
vinzen den Notstand aus, um die »öf-
fentliche Ordnung zu normalisieren«, 
und schickte zum ersten Mal seit dem 
Ende der Pinochet-Diktatur das Militär 
auf die Straßen der großen Städte, um 
Proteste niederzuschlagen. Im Internet 
kursierten Bilder und Videos, die an 
den Putsch 1973 gegen Salvador All-
ende erinnern: Schwerbewaffnete Sol-
daten machten in der Hauptstadt Jagd 
auf Demonstranten, Panzer blockierten 
die Straßen. General Javier Iturriaga 
verhängte eine Ausgangssperre über 
mehrere Provinzen.

Die Proteste hatten sich Ende ver-
gangener Woche an Preissteigerungen 
für die U-Bahn von Santiago entzündet. 

Vor allem Studierende besetzten darauf-
hin Metro-Stationen – und wurden da-
bei von den Beschäftigten der Verkehrs-
betriebe unterstützt. »Wir Arbeiter der 
Metro sind keine Feinde der Studenten, 
und die Studenten sind keine Feinde 
der Metro-Arbeiter«, erklärte der Vor-
sitzende des Gewerkschaftsföderation, 
Eric Campos, am Donnerstag (Ortszeit) 
bei einer Pressekonferenz, obwohl es 
zu Brandanschlägen auf Einrichtungen 
des Unternehmens gekommen war. 
Man müsse nicht mit den Aktionsfor-
men der Protestierenden einverstanden 
sein, aber die Forderung nach Rück-
nahme der Preiserhöhung sei legitim, 
so Campos. Er forderte die Regierung 
auf, die paramilitärischen Carabineros 
aus den U-Bahn-Stationen abzuziehen 
und Gespräche mit Studierenden und 
Beschäftigten aufzunehmen.

Dem beugte sich Piñera am Sonn-
abend zumindest teilweise. Vor Presse-
vertretern kündigte er an, die Preiserhö-

hung auszusetzen und einen Dialog mit 
den Bürgern aufzunehmen. Alle Bürger 
hätten das Recht, friedlich zu demonst-
rieren, »und sie haben gute Gründe, das 
zu tun«. Trotzdem ging die Repression 
weiter. Der Vorsitzende der Kommunis-
tischen Partei Chiles, Guillermo Teil-
lier, forderte Piñera daraufhin auf, den 
Notstand aufzuheben. Das Militär auf 
die Straße zu schicken, bedeute, die Re-
gierung des Landes den Uniformierten 
zu überlassen. »Wenn er nicht regieren 
will und sich hinter den Militärs ver-
steckt, wäre es das beste, zurückzutre-
ten und umgehend Neuwahlen einzu-
berufen«, forderte Teillier.

Die Vorsitzende des Gewerkschafts-
bundes CUT, Bárbara Figueroa, erklär-
te am Sonntag, ein gesellschaftlicher 
Dialog sei nicht möglich, solange das 
Militär auf der Straße bleibe. »Ein Not-
stand in dieser Situation ist nur mit 
dem vergleichbar, was wir bei Protes-
ten unter der Diktatur erlebt haben. Er 

zeigt das völlige Scheitern dieser Re-
gierung.« Die Gewerkschaft der Hafen-
arbeiter rief am Sonntag zu Arbeits-
niederlegungen auf: »Chile muss aus 
seiner Lethargie erwachen.«

Mit einer schnellen Beruhigung der 
Lage ist nach Ansicht vieler Beobachter 
nicht zu rechnen. Die Erhöhung der 
Fahrpreise sei nur der Tropfen gewesen, 
der das Fass zum Überlaufen gebracht 
habe. Der Rundfunksender Radio Bío 
Bío erinnerte am Sonnabend an die 
»chronische soziale Ungleichheit, nied-
rige Renten, Tariferhöhungen bei der 
Strom- und Gesundheitsversorgung«. 
Zudem hätten bekanntgewordene Kor-
ruptionsfälle bei Polizei und Armee so-
wie die Kriminalisierung der Studieren-
denbewegung für Unmut gesorgt. »All 
das bildete einen Cocktail, der die größ-
ten sozialen Proteste der vergangenen 
Jahrzehnte in unserem Land ausgelöst 
hat«, so Claudia Miño auf der Home-
page des Senders. Siehe Seite 8

Hauptstadt bekommt »Mietendeckel«
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Demos in BRD gegen 
türkischen Einmarsch

Köln. Tausende haben am Wochen-
ende in mehreren deutschen Städten 
gegen den türkischen Angriffs-
krieg in Nordsyrien protestiert. Die 
Demonstrationen am Sonnabend 
verliefen weitgehend friedlich. In 
Köln (Foto) etwa blieb eine befürch-
tete Eskalation aus. Einen Zwischen-
fall mit Verletzten gab es nach der 
dortigen Demonstration: In einem 
Regionalexpress traf eine Gruppe 
Kurden auf Fans des Fußballklubs 
Rot-Weiß Essen. In Stuttgart wieder-
um kam es zu Auseinandersetzungen 
zwischen Demonstranten und der 
Polizei.  (dpa/jW)

Massenflucht aus 
Nordsyrien
Damaskus. Im Norden Syriens sind 
seit dem Beginn des türkischen 
Einmarsches vor anderthalb 
Wochen mindestens 165.000 
Menschen durch die Kämpfe ver-
trieben worden, unter ihnen schät-
zungsweise 70.000 Kinder. Diese 
Zahlen nannte das UN-Nothilfe-
büro OCHA. »Mehr und mehr von 
ihnen werden in den benachbarten 
Irak und in andere Gegenden flüch-
ten«, sagte der Sprecher des Nor-
wegischen Flüchtlingsrates (NRC), 
Karl Schembri, dem Fernsehsender 
CNN International.

Wie das Verteidigungsministe-
rium in Ankara am Sonntag mit-
teilte, soll ein türkischer Soldat von 
Milizionären der kurdischen Volks-
verteidigungseinheiten (YPG) ge-
tötet worden sein. Ein weiterer sei 
bei dem Angriff in der Region um 
Tel Abjad verletzt worden.

Ankara warf den YPG insge-
samt 20 Verstöße gegen die am 
Donnerstag verkündete Waffen-
ruhe in Nordsyrien vor. Umgekehrt 
teilte das Pressezentrum der von 
den YPG dominierten »Syrischen 
Demokratischen Kräften« (SDK) 
am Sonntag mit, dass die Angriffe 
der türkischen Armee trotz angeb-
licher Feuerpause unvermindert 
andauerten. Am elften Tag des 
Angriffskrieges sind demnach 
16 SDK-Kämpfer ums Leben ge-
kommen.  (dpa/ANF/jW)

Wut auf Regierung und Repressionskräfte: Protest am Sonnabend in Santiago de Chile
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Berliner Koalition einigt sich auf Kompromiss. Politischer Gegner wittert »Planwirtschaft«

Die Regierungskoalition in 
Berlin hat sich am Freitag 
abend auf einen sogenannten 

Mietendeckel geeinigt. »Es wird ein 
Mietenstopp für fünf Jahre eingeführt«, 
heißt es einem Beschlusspapier des 
Koalitionsausschusses von SPD, Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen. 
Ein Gesetz, das der Senat am morgigen 
Dienstag auf den Weg bringen will, soll 
die Mieten für rund 1,5 Millionen Woh-
nungen deckeln, die vor 2014 gebaut 
wurden. Das entsprechende Gesetz soll 
Anfang kommenden Jahres in Kraft tre-
ten und dann rückwirkend ab 18. Juni 

dieses Jahres gelten. Mieterhöhungen, 
die seitdem ausgesprochen wurden, wä-
ren damit unwirksam.

Sogenannte Wuchermieten in Höhe 
von mehr als 120 Prozent der Werte in 
einer extra angefertigten Mietentabelle 
des Senats sollen demnach abgesenkt 
werden – eben auf diese 120 Prozent. 
Dabei gebe es Zuschläge und Abschlä-
ge für gute, beziehungsweise einfache 
Wohnlagen. Diese Regeln sollen erst 
neun Monate nach Inkrafttreten des Ge-
setzes gelten. In dem Beschlusspapier 
heißt es weiter: »Bei Wiedervermietung 
gilt die Vormiete. Oder, falls die Vor-

miete höher ist, gilt die Tabellenmiete.« 
Verschiedenen Berichten zufolge 

soll es ab 2022 einen »Inflationsaus-
gleich von 1,3 Prozent pro Jahr« geben. 
Vermieter könnten dann also wieder 
leicht die Mieten anheben. Dem Be-
schlusspapier zufolge dürfen Mieten in 
dem Zeitraum bis 2025 auch nach einer 
Modernisierung noch erhöht werden, 
allerdings ohne eine Genehmigung nur 
in Höhe von einem Euro pro Quadrat-
meter und Monat.

Die SPD hatte sich in den vergange-
nen Tagen strikt gegen eine Absenkung 
bei laufenden Mietverträgen ausgespro-

chen. So hatte es der Referentenent-
wurf von Stadtentwicklungssenatorin 
Katrin Lompscher (Die Linke) vorgese-
hen. Der Linke-Landesverband wertete 
die Einigung auf einen Mietendeckel 
trotz Zugeständnissen als »gut tragba-
ren Kompromiss«. Jan-Marco Luczak, 
Abgeordneter der Unionsfraktion im 
Bundestag, erklärte, der Mietendeckel 
sei »trotz kosmetischer Korrekturen ein 
massiver und verfassungswidriger Ein-
griff ins Eigentum«. Das Vorhaben von 
»Rot-Rot-Grün« sei »Planwirtschaft«, 
so Luczak.  (AFP/dpa/jW)
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Chile rebelliert
Staatschef Piñera ruft Notstand aus. Militär gegen Demonstranten,  

Ausgangssperre in Santiago und Provinzen. Von André Scheer
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Unterstellungen
Klischees und Stereotype werden 
über das MfS verbreitet. Was der 
Staatssicherheit der DDR im Um-
gang mit den Homosexuellen ange-
dichtet wird, und wie sie versuchte, 
deren Forderungen aufzugreifen. Ein 
Vorabdruck. Von Wolfgang SchmidtU
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